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Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Trifft der Bericht des „Stern", Nx. 41, vom 
30. September 1976, über das Entscheidmigs- 
verfahren des Bundesnachrichtendienstes bei 
Bewerbungen zu, wie es an einem Binzelfall 
darges teilt ist, und gedenkt die Bundesregie- 
rung! gegebenenfalls das Einstellungsverfah- 
ren zu objektivieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 22. Oktober 

Das „verwendungsorientierte Auswahlverfahren zur Auswahl 
und Einstellung von Bewerbern des höheren Dienstes im Bundes- 
nachrichtendienst" wurde im Jahr 1370 auf Veranlassung und 
unter Mitwirkung des Bundeskanzleramts eingeführt. Eine vom 
Präsidenten oder Vizepräsidenten des Bundesnachrichtendienstes 
berufene Kommission stellt fest, ob sich der Bewerber nach sei- 
nen Fähigkeiten und Neigungen für eine Tätigkeit im Bundes- 
nachrichtendienst eignet. Sie legt dem Präsidenten sodann einen 
Vorschlag zur Einstellung oder Ablehnung des Bewerbers vor. 
Das Verfahren lehnt sich in den Grundzügen an Vorbilder an, die 
sich in Bundes- und Länderbehörden, aber auch im Ausland be- 
währt haben. Ihm haben sich seit 1970 viele Bewerber gestellt. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, an der Objektivität die- 
ses Verfahrens zu zweifeln. 


2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die stänidige Vertretung in 

Hösl Ost-^Berlin aus Anlaß des „Nationalfeiertags" 

(CDU/CSU) des SBD-Regims beflaggt war, und wie recht- 

fertigt — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung idieses würdelose Verhalten im Hinblick 
darauf, daß der Bundeskanzler seit Jahren die 
Beflaggung am 17. Juni untersagt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 2. November 

Das Dienstgebäude der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland war am 7. Oktober 1976 ebenso wie am 7. Oktober 
1974 und 1975 wie auch am Verfassungstag der Bundesrepublik 
Deutschland, am 23. Mai 1975 und 1976, beflaggt. 

Auf die Gründe für die Entscheidung des Bundeskanzleramfes, 
das Dienstgebäude der Ständigen Vertretung am 7. Oktober zu 
beflaggen, bin ich bereits in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages am 23. Oktober 1975 eingegangen. Der Chef des Bun- 
deskanzleramts hat außerdem in seiner schriftlichen Antwort vom 
2. Juli 1975 auf Ihre Anfrage vom 18. Juni 1975 dargelegt, welche 
Erwägungen für die Entscheidung des Bundeskanzleramts maß- 
gebend waren, das Dienstgebäude der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland am 17. Juni 1975 nicht zu beflaggen. 

Die dort genannten Gründe bestehen unverändert fort. 
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Die in den zitierten Antworten angeführten Überlegungen machen 
darüber hinaus deutlich, daß es verfehlt ist, die Entscheidungen 
des Bundeskanzleramts als ein „würdeloses Verhalten" zu kenn- 
zeichnen. 


3. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Ist der Biundeisregierung bekannt, daß der 
Bund gegen den Mißbrauch der Tiere \e. V. 
— wie sich aus seinen Mitteilungen für Sep- 
tember/Oktober 1976 ergibt — die ressort- 
mäßige Verlegung des Tiersdiutzes aus dem 
Kompetenzbereich des Bundes emährungsmini- 
steiiums in den Bereich des Bundesinnenmini- 
steriums anstrebt, und werden diese Bestre- 
bungen von der Bundesregierung unterstützt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 2. November 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß von interessierter Seite 
eine Ausgliederung der Zuständigkeit für den Tierschutz aus dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
gefordert wird. Die Bimdesregierung sieht jedoch keine sachliche 
Notwendigkeit, dieser Empfehlung nachzukommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesoregierung die Tat- 
sache, daß der Grundbesitz von Deutschen in 
Rumänien ohne förmlidies Verfahren und ohne 
angemessene Entschädigung enteignet wird, 
und daß diese Enteignungen auch gegenüber 
solchen Deutschen erfolgen, die nicht idie rumä- 
nische Staatsangehörigkeit besitzen? 


5. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Dr. Evers lidikeit, gegen diese Enteignung durch eine 

(CDU/CSU) Klage beim Internationalen Gerichtshof vor- 

23ugehen, und wäre die Bundesregierung zu 
einer derartigen Klage bereit, oder kann sie 
eine derartige Klage den Enteigneten empfeh- 
len? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 4. November 

Hinsichtlich Ihrer ersten Frage verweise ich Sie auf die Antwort 
von Staatsminister Moersch am 18. März 1976 auf Ihre fast gleich- 
lautende Anfrage Nr. A 78. Darin hat die Bundesregierung bereits 
ausführlich Stellung genommen. 

In diesem Zusammenhang wird erneut darauf hingewiesen, daß 
die Bundesregierung im Rahmen ihrer diplomatischen und kon- 
sularischen Schutzausübung zugunsten deutscher Staatsangehö- 
riger nichts unversucht läßt, dem betroffenen Personenkreis 
gegenüber den rumänischen Behörden zu seinem Recht zu verhel- 
fen. Allerdings können einer Schutzgewährung dann bestimmte 
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völkerrechtliche Grenzen gesetzt sein, wenn die Bundesregierung 
zugunsten solcher Personen diplomatisch oder konsularisch tätig 
wird, die im Zeitpunkt ider Enteignung neben der deutschen 
auch die rumänische Staatsangehörigkeit besitzen. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu sagen, daß eine Klage der Bundes- 
republik Deutschland vor dem Internalionalen Gerichtshof in Den 
Haag wegen völkerrechtswidriger Enteignungen deutscher Staats- 
angehöriger in Rumänien ausscheidet, weil sämtliche osteuro- 
päische Staaten einschließlich Rumäniens die Unterwerfung unter 
die obligatorische Gerichtsbarkeit des Internationalen Gerichts- 
hofes seit seiner Gründung generell ablehnen. 

Die Enteigneten selbst können vor diesem Gericht nicht klagen, 
da allein Staaten hierzu befugt sind. 


6. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die sowjetische Regierung von 
der Bunidesregieruing verlangt, sie müsse re- 
spektieren, daß das „Volk der DDR" sich in 
„freier Selbstbestimmung" für den Sozialismus 
entschieden habe, und daß Moskau die Offen- 
haltung der deutschen Frage als bloße Be- 
hauptung hinstellt, und was hat die Bundes- 
regierung getan, fum den darin enthaltenen 
Vorwurf vertragswidrigen Verhaltens zurücfc- 
zuweisen und die Sowjets zu dem Respekt vor 
dem Brief zur deutschen Einheit zu bringen, 
den er nach den Beteuerungen der Bundesre- 
gierung verdient? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 4. November 

Der Bundesregierung sind offizielle Foiderungen der sowjeti- 
schen Regierung nicht bekannt, die Bundesregierung müsse 
respektieren, daß das „Volk der DDR" sich in „freier Selbst- 
bestimmung" für den Sozialismus entschieden habe. Ich erinnere 
in diesem Zusammenhang an die Erklärung des sowjetischen 
Außenministers Gromyko am 29. Juli 1970 in den Verhandlungen 
über den Moskauer Vertrag, die im Ratifizierungsverfahren in 
Drucksache 721/71 des Bimdesrates vom 31. Dezember 1971 Vor- 
gelegen hat. Außenminister Gromyko erklärte dem damaligen 
Bundesminister des Auswärtigen, Scheel: „Wir könnten einen 
Vertrag machen, der das Kreuz über alle Pläne zur Wiederver- 
einigung Deutschlands setzen würde. Dann stünde jede Äußerung 
über die Wiedervereinigung im Gegensatz zum Vertrag." Mit 
dieser Erklärung steht in Verbindung der von der UdSSR wider- 
spruchslos entgegengenommene Brief zur deutschen Einheit, den 
Außenminister Gromyko im Zuge des Ratifizierungsverfahrens 
des Moskauer Vertrages vom 12. August 1970 dem Obersten 
Sowjet bekanntgab. 

Ebenso wenig ist bekannt, daß die sowjetische Regierung der 
Bundesregierung gegenüber behauptet hat, die Offenhaltung der 
Deutschen Frage sei eine bloße Behauptung und bedeute ver- 
tragswidriges Verhalten. 

Ich möchte betonen, daß die Bundesregierung ihren Standpunkt 
in der Deutschen Frage bei der Sowjetunion laufend in Erinne- 
rung gerufen hat. öffentlich ist dies zuletzt in der Erklärung der 
Bundesregierung vom 1. Juli 1976 an die Sowjetregierung ge- 
schehen. Ich zitiere den entsprechenden Passus: „ . . . Der Mos- 
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kauer Vertrag vom 12. August 1970 hat die Grundlage dafür 
geschaffen, daß die praktische Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR seither nicht mehr 
durch das Fortbestehen gegensätzlicher Vorstellungen in heute 
nicht lösbaren Grundsatzfragen behindert zu werden braucht. 
Beide Seiten haben ihr Bestreben bekundet, die Normalisierung 
der Lage in Europa und die Entwicklung friedlicher Beziehungen 
zwischen allen europäischen Staaten zu fördern. Sie haben er- 
klärt, daß sie dabei von der in diesem Raum bestehenden wirk- 
lichen Lage ausgehen werden. 

Sie haben diese bestehende Lage nicht als endgültig voraus- 
gesetzt; dies kommt in den sorgfältig ausgewählten Formulierun- 
gen des Moskauer Vertrages und in dem anläßlich der Vertrags- 
unterzeichnung übergebenen Brief des damaligen Bundesmini- 
sters des Auswärtigen, Scheel, vom 12. August 1970 zum Aus- 
druck, der von dem sowjetischen Außenminister den zuständigen 
Ausschüssen des Obersten Sowjets im Ratifizierungsverfahren 
zum Moskauer Vertrag am 12. April 1972 bekanntgegeben wurde 
und in dem namens der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land festgestellt wurde, „daß dieser Vertrag nicht im Wider- 
spruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland 
steht, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in 
dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit 
wiedererlangt". Es ist unrichtig, von dem „Volk der Bundesrepu- 
blik Deutschland" zu sprechen; denn die Deutschen in der Bun- 
desrepublik Deutschland empfinden sich als Teil der einen deut- 
schen Nation, die in zwei Staaten zu leben genötigt ist ..." 

Am 28. September 1976 führte der Bundesminister des Auswär- 
tigen vor dem Plenum der 31. VN-Generalversammlung u. a. 
folgendes aus: „ . . . Kein Volk kann an der Zusammenarbeit über 
die Grenzen der Systeme hinweg stärker interessiert sein als das 
deutsche Volk, das in zwei Staaten zu leben gezwungen ist . . . Es 
bleibt das Ziel der Bundesrepublik Deutschland, auf einen Zu- 
stand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche 
Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. 
Denn für uns hat die Geschichte über die Teilung des deutschen 
Volkes nicht ihr letztes Wort gesprochen ..." 


7. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Rumänien Deutschlehrer, 
Dr. Zimmermann die einen Antrag auf Ausreise in den freien 
(CDU/CSU) Teil Deutschlands gestellt haben, entlassen und 

ihnen Stellunigen als Verkäufer und Autobus- 
sdiaffner mit bedeutend niedrigeren Entgelten 
angeboten werden, und was unternimmt — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung, um die 
Ausreisgenehmigung für die Betroffenen zu 
erreichen und die ungeschmälerte Fortführung 
des Deutschunterrichts für die deutsche Volks- 
gruppe in Rumänien sicherzustellen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 26. Oktober 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß zu Wiederbeginn des 
Schulunterrichts in Rumänien (15. September 1976) deutsch- 
sprachige Lehrer aus ihrem Dienstverhältnis entlassen wurden, 
die einen Antrag auf Übersiedlung in die Bundesrepublik 
Deutschland gestellt hatten. Die Zusammensetzung dieser Gruppe 
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von Entlassenen ist der Bundesregierung im einzelnen nicht be- 
kannt; es kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich darunter 
auch Deutschlehrer befinden. 

Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts hat gegenüber dem 
hiesigen rumänischen Botschafter die Besorgnis der Bundesregie- 
rung über diese Maßnahmen zum Ausdruck gebracht und dabei 
auf die Schlußakte der KSZE hingewiesen, in der die Teilnehmer- 
staaten bestätigt haben, „ . . . daß die Einreichung eines Gesuchs 
betreffend Familienzusammenführung zu keiner Veränderung der 
Rechte und Pflichten des Gesuchstellers oder seiner Familienmit- 
glieder führen wird". 

Die rumänische Seite wurde gebeten, die Maßnahmen zu über- 
prüfen und den wegen ihres Ausreisewunsches Entlassenen die 
Genehmigung zur Ausreise zu erteilen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage ist darauf hinzuweisen, daß es 
allerdings nicht möglich ist, gleichzeitig den Ausreisewunsch der 
Betroffenen zu unterstützen und die Erhaltung dieser Lehrkräfte 
für das deutschsprachige Unterrichtswesen zu sichern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter Trifft es zu, daß zwischen Eingang der An- 
Rainer klageschrift bei den Landgerichten und der 

(CDU/CSU) Abwicklung der Haiuptverhandlung oft Warte- 

zeiten von bis zu acht Monaten liegen und 
deshalb die in Untersuchungshaft genommenen 
Angeklagten auf Grund des derzeit geltenden 
Rechts in Freiheit gesetzt werden müssen, und 
beabsichtigt die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — , das die Untersuchungshaft regeln- 
de Strafverfahrens recht so zu ändern, daß 
Straftätern vor Antritt einer zur Resozialisie- 
rung nötigen Freiheitsstrafe nicht noch einmal 
freigelassen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 27. Oktober 

Nach dem der Bundesregierung vorliegenden statistischen Mate- 
rial, das die Jahre 1970 bis 1974 umfaßt, wurden über 75 v. H. 
aller beim Landgericht in erster Instanz anhängigen Verfahren 
vom Eingang der Anklage an in weniger als sechs Monaten in 
dieser Instanz abgeschlossen. Lediglich bei weniger als 9 v. H. 
der landgerichtlichen Verfahren überschritt die Dauer dieses Ver- 
fahrensabschnitts 12 Monate. Ein in Untersuchungshaft befind- 
licher Beschuldigter ist nach § 121 StPO nicht allein deshalb auf 
freien Fuß zu setzen, weil die Untersuchungshaft eine bestimmte 
Zeitdauer überschreitet. Nach jener Vorschrift darf allerdings, 
solange kein auf Freiheitsentziehung lautendes Urteil ergangen 
ist, der Vollzug von Untersuchungshaft wegen derselben Tat nur 
dann für eine längere Dauer als sechs Monate aufrechterhalten 
werden, wenn besondere Umstände vorliegen. Diese liegen vor, 
wenn die besondere Schwierigkeit oder der besondere Umfang 
der Ermittlungen oder ein anderer wichtiger Grund das Urteil 
noch nicht zuläßt und die Fortdauer der Untersuchungshaft 
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rechtfertigt. Diese Regelung ist durch das Gesetz zur Änderung 
der Strafprozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(StPÄG) vom 19. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067) mit 
Unterstützung aller im Bundestag vertretenen Parteien in das 
Haftrecht eingefügt worden, um die Verpflichtungen zu erfüllen, 
welche die Bundesrepublik Deutschland in Artikel 5 Abs. 3 Satz 2 
der Europäischen Menschenrechtskonvention übernommen hat. 

Die Frage, ob ein die Fortdauer des Haftvollzuges rechtfertigen- 
der wichtiger Grund im Sinne der genannten Vorschrift auch in 
einer Überlastung des Gerichts zu sehen ist, hat das Bundesver- 
fassungsgericht unter Hinweis auf die wertsetzende Bedeutung 
des Artikels 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes verneint 
(BVerfGE 36, 264). Die Fortdauer der Untersuchungshaft ist hier- 
nach — falls kein anderer „wichtiger Grund" vorliegt — nach Er- 
öffnung des Hauptverfahrens nur für den Zeitraum gerechtfertigt, 
der für eine ordnungsgemäße Vorbereitung der Hauptverhand- 
lung erforderlich ist. Nach den der Bundesregierung vorliegenden 
Erkenntnissen hat diese Entscheidung in einigen wenigen Fällen 
dazu geführt, daß der Haftbefehl außer Vollzug gesetzt werden 
mußte, weil die Gerichte nicht in der Lage waren, die Verfahren 
in der gebotenen Weise zu fördern. Eine Gesetzesänderung wird 
hierdurch nicht veranlaßt. Es ist vielmehr Aufgabe der Länder, 
durch eine ausreichende Ausstattung der Gerichte und Staats- 
anwaltschaften mit persönlichen und sächlichen Mitteln die orga- 
nisatorischen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß insbeson- 
dere in Haftsachen die Verfahren ohne vermeidbare Verzöge- 
rungen durchgeführt werden können. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß die Länder in dieser Richtung alle ihnen mög- 
lichen Anstrengungen unternehmen. 


9. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Auf welcher rechtlichen Grundlage hat die 
Bundesregierung eine Vereinbarung über den 
kostenlosen Austausch von Patentschriften mit 
der „DDR" abgeschloissen, und welchen Wert 
haben die kostenlos von der Bundesrepublik 
Deutschland gelieferten und die andererseits 
von der „DDR" überlassenen Patentschriften 
jeweils jährlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 28. Oktober 


Rechtsgrundlage für den kostenlosen Austausch von Patent- 
schriften mit der Deutschen Demokratischen Republik bildet eine 
durch Briefwechsel im Mai 1976 getroffene Vereinbarung zwi- 
schen dem Präsidenten des Deutschen Patentamts in München 
und dem Präsidenten des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen 
der Deutschen Demokratischen Republik. Art und Inhalt dieser 
Vereinbarung entsprechen einer langjährigen Übung zwischen 
einer Vielzahl von Patentämtern. Die Vereinbarungen gehen zu- 
rück auf die Empfehlung IV der Lissaboner Konferenz von 1958 
zur Revision der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums. Die Konferenz sprach damals den 
Wunsch aus, daß die Verbandsländer ihre regelmäßig erschei- 
nenden Veröffentlichungen austauschen und Verhandlungen auf- 
nehmen, um unter noch zu vereinbarenden Bedingungen zu einem 
Austausch der gedruckten Beschreibungen der Erfindungen und 
der erteilten Patente zu gelangen. 
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In Erfüllung dieser Empfehlung unterhält das Deutsche Patentamt 
zur Zeit einen bilateralen Schriftenaustausch mit 32 Patentäm- 
tern, seit dem 1. Oktober 1976 auch mit dem Amt für Erfindungs- 
und Patentwesen der Deutschen Demokratischen Republik, Der 
Schriftenaustausch erfolgt zu den gleichen Bedingungen, wie er 
vom Deutschen Patentamt mit allen anderen Patentämtern durch- 
geführt wird. Dies bedeutet insbesondere, daß er im Interesse 
einer schnellen und vollständigen Versorgung der Patentämter 
mit den Patentschriften kostenlos und ohne Rücksicht darauf vor- 
genommen wird, ob die Anzahl und der Wert der jeweils auszu- 
tauschenden Veröffentlichungen gleich sind. Beim Austausch zwi- 
schen einem großen und einem kleineren Patentamt wird natur- 
gemäß auf Grund der geringeren Anzahl der Publikationen des 
kleineren Amtes in aller Regel für das größere Patentamt ein 
negativer Saldo entstehen. Für die Durchführung des regel- 
mäßigen Schriftenaustausches mit dem Amt für Erfindungs- und 
Patentwesen der Deutschen Demokratischen Republik fallen zur 
Zeit beim Deutschen Patentamt Kosten in Höhe von jährlich etwa 
150 000 DM an; die vom Amt für Erfindungs- und Patentwesen 
der Deutschen Demokratischen Republik gelieferten Schriften 
sind mit jährlich etwa 35 000 bis 40 000 DM anzusetzen. 


10. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Ist die Biundesregierumg bereit, die Angemes- 
senheit zu überprüfen, wenn z. B. — wie ge- 
schehen — -die Deutsche iBuindesbahn bei der 
Berechnung eines Unfallschadens von 15 000 
DM Jahresrente, und zwar für alle Unter- 
haltsberechtigten zusammen, als der Haftungs- 
höchstgrenze nach § 7 a des Haftpflichtgesetzes 
ausgeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 4. November 


Nach § 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes beschränkt sich die Haf- 
tung im Falle der Tötung oder Verletzung einer Person bei dem 
in Form einer Rente zu leistenden Schadensersatz auf 15 000 DM 
Jahresrente. Diese Höchstgrenze gilt auch dann, wenn der Ge- 
tötete zur Zeit der Verletzung mehreren Personen unterhalts- 
pflichtig war; in diesem Fall beschränken sich also die Ersatz- 
ansprüche der mehreren Unterhaltsberechtigten auf insgesamt 
15 000 DM Jahresrente. 

Der Höchstbetrag in § 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes ist — 
ebenso wie der entsprechende Höchstbetrag im Straßenverkehrs- 
gesetz — im Hinblick auf die geänderten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, insbesondere auch die Preis- und Einkommensentwicklung, 
nicht mehr als ausreichend anzusehen, einen wirksamen Schutz 
der Unfallopfer sicherzustellen. Auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters der Justiz hat daher die Bundesregierung bereits Ende letz- 
ten Jahres den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung schadens- 
ersatzrechtlicher Vorschriften beschlossen und in das Gesetz- 
gebungsverfahren eingebracht (Drucksache 7/4825). Nach diesem 
Entwurf soll u. a. der in § 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes vor- 
gesehene Höchstbetrag der Haftung für Personenschäden von 
derzeit 15 000 DM auf 30 000 DM angehoben werden. 
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Da die Ausschüsse des Deutschen Bundestages die Beratung des 
Gesetzentwurfs vor der Sommerpause nicht mehr haben aufneh- 
men können, gehe ich im Hinblick auf das unmittelbar bevor- 
stehende Ende der Wahlperiode davon aus, daß das Gesetz vom 
7. Deutschen Bundestag nicht mehr verabschiedet werden wird. 
Der Gesetzentwurf wird daher im 8. Deutschen Bundestag wieder 
eingebracht werden müssen. Dabei wird sich die Bundesregierung 
auch weiterhin für eine baldige Verwirklichung des Vorhabens 
einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter Wann ist mit der Verabschiedung der Rechts- 
Röhlig Verordnung zum Steuerb e amten- Ausbildungs- 

(SPD) ge setz zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 2. November 

Der Entwurf der neuen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
die Steuerbeamten wird am 10. /ll. November 1976 mit den Bun- 
desressorts, den obersten Landesfinanzbehörden, den Spitzen- 
organisationen der Gewerkschaften und den Verbänden erörtert 
und anschließend dem Bundesrat, dessen Zustimmung erforder- 
lich ist, zugeleitet werden. Mit dem Inkrafttreten der Verordnung 
kann Ende 1976 / Anfang 1977 gerechnet werden. 


12. Abgeordneter 
Röhlig 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in eini- 
gen Bundesländern Pläne bestehen, die in Ar- 
tikel 108 Abs. 2 des Grundgesetzes und im 
Steuerb eamten- Ausbildungsgesetz festgelegte 
einheitliche Ausibildung der Steuerbeamten al- 
ler Laufbahnen dergestalt zu unterlaufen, daß 
gemeinsame Fachhochschulen für die Ausbil- 
dung von Anwärtern für den gehobenen Dienst 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes und der 
Steuerverwaltung eingerichtet werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 2. November 

Soweit Länder ressortübergreifende Fachhochschulen errrichtet 
haben (z. B. Bayern, Berlin, Schleswig-Holstein), wird die Auf- 
sicht über die einzelnen Fachbereiche von dem für die Fachhoch- 
schule insgesamt verantwortlichen Ressort im Einvernehmen mit 
der fachlich zuständigen obersten Landesbehörde ausgeübt. Es 
bestehen keine Anhaltspunkte, daß für einen künftigen Fach- 
bereich „Steuer" einer ressortübergreifenden Fachhochschule 
eine andere Regelung getroffen wird. Die einvernehmliche Betei- 
ligung der obersten Landesfinanzbehörde an der Aufsicht über 
einen solchen Fachbereich gewährleistet, daß auch an ressort- 
übergreifenden Fachhochschulen die Steuerbeamten nach Maß- 
gabe des Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes und der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeamten einheitlich 
ausgebildet werden. 
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13, Abgeordneter 
Röhlig 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, allen Tenden- 
zen entgegenzuwirken, die geeignet sind, die 
einheitliche Ausibildung aller Steuerbeamten 
zu gefährden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 2. November 

Die Bundesregierung hat die Kompetenz des Bundes aus Artikel 
108 Abs. 2 des Grundgesetzes genutzt, im Interesse einer gleich- 
mäßigen und gerechten Besteuerung für eine einheitliche beruf- 
liche Bildung der Steuerbeamten zu sorgen. Sie hat mit einem 
entsprechenden Gesetzentwurf die Novellierung des aus dem 
Jahr 1961 stammenden Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes ein- 
geleitet. Sie wird diese Reform mit der in Kürze inkrafttretenden 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeamten wei- 
ter führen. Die Bundesregierung wird auch künftig im Rahmen 
der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten des Bundes für die Ein- 
heitlichkeit der Steuerbeamtenausbildung eintreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


14. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


Trifft ©s zu, daß das Bundeskartellamt in 
Schreiben an Meldestellen der Wirtschaft neue, 
einschränkende Abgrenzungskriterien für die 
Vereinbarkeit von Preismeldeverfahren mit 
den Vorschriften des Kartellgesetzes bekannt- 
gegeben hat, die nach der Ansicht von Fach- 
leuten weder von der hödistrichterlidien Recht- 
sprechung noch von entsprechenden Ausfüh- 
rungen in der Neuauflage der Kooperations- 
fibel gedeckt werden, und welche Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um 
sicherzus teilen, daß die Verwaltungspraxis des 
Bundeskartellamts nicht durch eine eigene 
Wettbewerbspolitik neue Rechtsetzungen am 
Gesetzgelber und den Gerichten vorbei herbei- 
führt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. November 

Das Bundeskartellamt hat Anfang Juli dieses Jahres in einem 
Musterschreiben alle Meldestellen der Industrie über die Grund- 
sätze unterrichtet, nach denen es die durch die neuere Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofs notwendig gewordene kartellrecht- 
liche Überprüfung der bestehenden Preismelde verfahren vorzu- 
nehmen beabsichtigt. In seiner Entscheidung in Sachen „Alumi- 
nium-Halbzeug" hatte der Bundesgerichtshof im Unterschied zu 
der langjährigen Praxis der Kartellbehörden festgestellt, daß 
Preismelde verfahren nicht generell außerhalb des Kartellverbots 
in § 1 des Kartellgesetzes stehen, sondern dann unzulässig sind, 
wenn durch die Bekanntgabe von Einzelheiten der durch die be- 
teiligten Unternehmen abgeschlossenen Geschäfte, insbesondere 
der Preise, der „Geheimwettbewerb" auf dem betreffenden Markt 
ausgeschlossen wird (sog. „identifizierende" Meldeverfahren). In 
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der Neuauflage der Kooperationsfibel vom März 1976 hatte die 
Bundesregierung bereits auf die neue Rechtslage hingewiesen 
und gleichzeitig betont, daß Preismeldeverfahren zum Zweck der 
Marktstatistik und in diesem Rahmen auch Auskünfte von Melde* 
stellen über Höchst-, Niedrigst- und Durchschnittspreise nach wie 
vor zulässig sind. Diesen Grundsätzen entspricht auch der er- 
wähnte Musterbrief des Bundeskartellamtes vom Juli 1976, der 
darauf abzielte, den betroffenen Unternehmen nähere Anhalts- 
punkte für die Abgrenzung zwischen den weiterhin bestehenden 
Möglichkeiten der Kooperation in Form von marktstatistischen 
Preismeldestellen und den unzulässigen Verfahren zu geben. Die 
Zweifelsfragen, die insoweit teilweise in der Wirtschaft ent- 
standen waren, sind inzwischen in Gesprächen mit der Industrie 
erörtert worden. Das Amt wird ausschließlich gegen solche Preis- 
meldestellen Vorgehen, die im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs als „identifizierende“ und nicht als statisti- 
sche Verfahren zu werten sind. Es wird darüber hinaus in jedem 
Einzelfall, in dem es ein Meldeverfahren für unzulässig hält, 
prüfen, ob im Hinblick auf die Marktverhältnisse der jeweiligen 
Branche, insbesondere zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen, von einer Untersagung ab- 
gesehen werden kann. Damit ist nach Auffassung der Bundes- 
regierung sichergestellt, daß keine neuen Rechtsetzungen ent- 
gegen den Absichten des Gesetzgebers und gegen die Recht- 
sprechung erfolgen. 


15. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Hat der Bundeswirtschaftsminister Anträge 
der Firma Flick KG. auf Erteilung eines Steuer- 
freischeins nach § 6 b des Einkommensteuer- 
gesetzes für den Veräußeruings gewinn aus dem 
spektakulären Mercedes-Benz- Aktien- V erkauf 
(zwei Milliarden DM Veräußerungspreis im 
Januar 1975) positiv entschieden, und wie 
hoch ist der dadurch eingetretene Steuerge- 
winn für die Firmn Flick KG.? 


16. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Welche volkswirtschaftlichen Gründe waren 
für die Erteilung der Steuerbefreiung nach § 6 b 
des Einkommensteuergesetzes maßgebend, und 
gab es bisher in der Anwendungspraxis von 
§ 6 b des Einkommensteuergesetzes einen 
einzigen Fall, wonach ein Aktientausch in der 
bei Flick vorliegenden Größenordnung steuer- 
lich begünstigt wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 3. November 

Nach § 6b Abs, 1 Satz 2 Ziffer 5 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) können stille Reserven, die bei der Veräußerung von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften aufgedeckt werden, auf neu er- 
worbene Anteile an Kapitalgesellschaften übertragen werden, 
wenn der Bundesminister für Wirtschaft im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und der von der Landesregierung 
bestimmten Stelle bescheinigt hat, daß der Anteilserwerb unter 
Berücksichtigung der Anteilsveräußerung volkswirtschaftlich be- 
sonders förderungswürdig und geeignet ist, die Unternehmens- 
struktur eines Wirtschaftszweiges zu verbessern oder einer brei- 


11 



Drucksache 7/5905 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


ten Eigentumsstreuung zu dienen. Die Besteuerung des Veräuße” 
rungsgewinns wird in diesem Fall aufgeschoben und damit ein 
Hemmnis für den Austausch von Unternehmensbeteiligungen in 
volkswirtschaftlich besonders qualifizierten Fällen beseitigt. Aus 
den gesetzlichen Kriterien ergibt sich zwingend, daß Beurtei- 
lungsmaßstab nicht der Nutzen für das einzelne Unternehmen 
sein kann, sondern die strukturpolitischen oder vermögenspoli- 
tischen Auswirkungen. Für den Erwerb von Ausländsbeteiligun- 
gen gilt die dem § 6 b EStG ähnliche Sondervorschiift des § 4 des 
Auslandsinvestitionsgesetzes. 

Zu Ihrer Frage nach Anträgen der Firma Flick auf Erteilung einer 
Bescheinigung nach § 6 b EStG verweise ich auf die Pressekonfe- 
renz der - VG - Verwaltungsgesellschaft für industrielle Unter- 
nehmungen Friedrich Flick GmbH vom 25. Oktober 1976. Der 
Sprecher der Firma Flick gab dort bekannt, daß der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und im Benehmen mit den zuständigen Landesbehörden 
der Firma Flick Bescheinigungen nach § 6b EStG für die Verwen- 
dung eines Teils des bei der Veräußerung von Daimler-Benz- 
Aktien erzielten Gewinns für folgende Reinvestitionen erteilt 
hat: die Erhöhung des Eigenkapitals der Dynamit Nobel AG um 
100 Millionen DM zur Teilfinanzierung der ersten Baustufe des 
Werkes Steyerberg mit einem Gesamtvolumen von nahezu 200 
Millionen DM und die Erhöhung des Eigenkapitals der Buderus'- 
schen Eisenwerke um 50 Millionen DM zur Finanzierung von 
Ausbau- und Umstrukturierungsinvestitionen in den Werken 
Wetzlar, Ewersbach und Burg/Herborn. Auf der Pressekonferenz 
wurde außerdem mitgeteilt, daß die Firma Flick eine Bescheini- 
gung nach § 4 des Auslandsinvestitionsgesetzes für den Erwerb 
einer Beteiligung an dem amerikanischen Unternehmen Grace 
im Wert von rd. 290 Millionen DM erhalten hat und daß ein 
weiterer Antrag nach § 6 b EStG abgelehnt worden ist. 

Bei der Prüfung der angeführten Anträge auf Bescheinigungs- 
erteilung waren die gleichen volkswirtschaftlichen Beurteilungs- 
kriterien maßgebend, die auch der bisherigen Verfahrenspraxis 
zugrundegelegen haben. 

Auf weitere Einzelheiten Ihrer Frage, die über die von der Firma 
Flick selbst bekanntgegebenen Fakten hinausgehen, kann ich im 
Hinblick auf das Steuergeheimnis nicht eingehen. Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär Grüner hat in der Antwort auf Ihre 
mündliche Frage (vgl. Stenographischer Bericht über die Sitzung 
vom 18. September 1975, S. 13072) bereits darauf hingewiesen, 
daß das Steuergeheimnis die Offenbarung steuerlicher Verhält- 
nisse im Einzelfall verbietet. 

Im übrigen sind auch bisher schon in Einzelfällen Bescheinigun- 
gen nach § 6 b EStG für Veräußerungsgewinne in Höhe von über 
100 Millionen DM erteilt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter 

Biehle 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der beson- 
deren Dürreschäden in Unterfranken bereit, 
zur Abwendung von finanziellen Schwierig- 
keiten in betroffenen landwirtschaftlichen Be- 
trieben die Zuschußmittel des Bundes zu einer 
Senkung der Beiträge der gesetzlichen land- 
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wirtschaftlichen Unfiallversicherung zusätzlich 
zu den dafür bereits vorgesehenen Bundes- 
mitteln u. u. für Unterfranken angemessen 
aufzustocken, wie dies der Vorstand der Land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenscbaft Unter- 
franken erbeten hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 25. Oktober 

Für Maßnahmen bei witterungsbedingten Schäden sind) wie 
Ihnen sicher bekannt ist, nach der Aufgabenverteilung des 
Grundgesetzes weitgehend die Länder zuständig. Gleichwohl hat 
der Bund im Rahmen seiner Kompetenzen den dürregeschädigten 
Landwirten bereits erheblich geholfen. Ich verweise hierzu einer- 
seits auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU vom 3. August 1976 (Drucksache 
7/5672) und darf andererseits daran erinnern, daß durch den 
gleichhohen Einsatz von Bundes- und Landesmitteln ein Volumen 
von 600 Millionen DM an Betriebsmittelkrediten auf drei Jahre 
um je 5 V. H. im voraus verbilligt werden kann. Gefährdeten Be- 
trieben wird damit der Anschluß an das nächste Wirtschaftsjahr 
erleichtert. 

Eine gesonderte Behandlung der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaft Unterfranken hinsichtlich der Verteilung der glo- 
balen Bundeszuschüsse an die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften kann ich nicht vertreten. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen kommen nur Keks- und 
Kuchenfabriken in den Genuß verbilliigter But- 
ter aus Beständen der überproiduktion in der 
EG (Butterberg)? 


19. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Wettbe- 
werbsverzerrung dadurch zu beseitigen, daß 
auch die Bäckerei- und Konditoreibetriebe des 
Handwerks zur Verarbeitung verbilligter But- 
ter berechtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 3. November 

Gemäß Verordnung (EWG) Nr. 232/75 vom 30. Januar 1975 
(Amtsblatt der EG Nr. L 24/45 vom 31. März 1975) und der dazu 
ergangenen Änderungsverordnungen wird in den Europäischen 
Gemeinschaften Butter zu herabgesetzten Preisen für die Herstel- 
lung von Backwaren verkauft. Dabei kann die verbilligte Butter 
bzw. Butterfett von Betrieben aller Größenklassen gekauft wer- 
den, wobei es zwei Arten von Uberwachungsverfahren gibt. Um 
eine mißbräuchliche Verwendung der verbilligten Butter zu ver- 
meiden, wird die Butter in Butterschmelzen geschmolzen und ihr 
ein Indikator zugefügt, da eine direkte zollamtliche Überwachung 
der mehreren 100 000 Backwaren herstellenden Betriebe in der 
Gemeinschaft nicht möglich ist. Jedoch können Unternehmen, so- 
fern sie mindestens fünf Tonnen Butter im Monat verarbeiten, 
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auch Butter beziehen, wenn diese unter direkter Zollaufsicht an 
Ort und Stelle für Backwaren verwandt wird. Im ersten Fall wird 
die Butter um die Kosten des Indikators und dessen Einarbeitung 
zusätzlich verbilligt, so daß eine preisliche Gleichstellung zwi- 
schen kleineren und größeren Beziehern gegeben ist. 

Von beiden Möglichkeiten wird in allen neun Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften Gebrauch gemacht. 

Anläßlich mehrerer Sitzungen des Verwaltungsausschusses für 
Milch und Milcherzeugnisse, in denen die deutsche Delegation 
sich den Antrag von Bäckerei- und Konditoreibetrieben des 
Handwerks auf Änderung des geltenden Gemeinschaftsrechts im 
Sinne einer einfacheren und dennoch effizienten Überwachung 
zu eigen gemacht hatte, haben die Delegationen aller anderen 
Mitgliedstaaten den Dienststellen der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften übereinstimmend berichtet, daß in keinem 
der anderen acht Mitgliedstaaten nach Überwindung anfänglicher 
Schwierigkeiten bei Backwaren nennenswerte Probleme bestehen. 

Bäckerei- und Konditoreibetriebe des Handwerks, die die gel- 
tende Regelung als Diskriminierung betrachten und den Verzicht 
auf die Einarbeitung von Indikatoren verlangen, sind zusätzlich 
zur Herstellung von Backwaren an der Herstellung von Butter- 
krem und Butterkonfekt interessiert; hierbei können die Indika- 
toren (z. B. Vanillin) zu einer leichten Geschmacksbeeinträchti- 
gung führen. Butterkrem und Butterkonfekt gehören jedoch nicht 
zur Produktpalette derjenigen Großbetriebe, die mehr als fünf 
Tonnen Butter pro Monat verarbeiten. Die Großbetriebe stellen 
vielmehr Dauerbackwaren (z. B. Butterkeks) her. Eine Wettbe- 
werbsverzerrung besteht daher nicht. 

Bei dieser Sachlage besteht keine Möglichkeit zu einer Ände- 
rung des geltenden Rechts der Europäischen Gemeinschaften. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


Trifft die in der CDU-Wahlkampfzeitunig „Hes- 
sen-Kurier" abgedruckte Infarmation zu, nach 
der „die Regierung einen großen Teil der 
Rentengelder für andere Dinge zweckentfrem- 
det hat", und wie wird die Bundesregierung 
gegebenenfallB dbesem Vorwurf begegnen? 


21. Abgeordneter Wer verfügt über die RentengeLder, und wie 
Krockert wiirld Rentnern und Beitragszahlem darüber 

(SPD) Rechenschaft gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 2. November 

Die Behauptung, die Bundesregierung habe Mittel der gesetz- 
lichen Rentenversicherung zweckentfremdet, wird mit allem 
Nachdruck zurückgewiesen. Die Mittel der gesetzlichen Renten- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5905 


Versicherung werden allein dazu verwandt, für die Versidierteii 
und Rentner die gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen zu er- 
bringen. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, auf die von 
Ihnen zitierte Behauptung näher einzugehen. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu bemerken, daß über die Mittel der 
gesetzlichen Rentenversicherung die Versicherungsträger ver- 
fügen. Diese geben über ihre Einnahmen und Ausgaben in den 
Haushaltsplänen und Jahresrechnungen, die veröffentlicht wer- 
den, Auskunft. Außerdem legt die Bundesregierung jährlich dem 
Parlament einen Rentenanpas'sungsbe rieht vor, der auch eine 
zusammenfassende Darstellung der Einnahmen und Ausgaben 
der Rentenversicherungsträger enthält. 


22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die bislang 
Dr. Franz gemäß § 117 des Arbeitsiförderungsgesietzes 

(CDU/CSU) praktizierte volle Anrechnung von Abfindun- 

gen aus Anlaß des Verlustes des Arbeits- 
platzes bis zur gesetzlichen Neuregelung im 
Hinblick auf die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts, die die volle Anrechnung als 
verfassungswidrig erklärt, auszusetzen, oder 
zu einem Prozentsatz (eventuell 50 v. H.) zu 
reduzieren, um zumindest eine erhebliche 
Mehrbelastung der Finanzverwaltung zu ver- 
meiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. November 


Auf Grund des von Ihnen genannten Beschlusses des Bundes- 
verfassungsgerichts bereitet die Bundesregierung zur Zeit eine 
Initiative zur Änderung des § 117 des Arbeitsförderungsgesetzes 
vor. Die Arbeiten hierzu sind noch nicht abgeschlossen. Bis zum 
Inkrafttreten des neuen Gesetzes darf die' Arbeitsverwaltung den 
bisherigen § 117 des Arbeitsförderungsgesetzes nicht mehr an- 
wenden. Die der Arbeitsverwaltung vorliegenden Fälle bleiben 
so lange in der Schwebe. 

Eine Mehrbelastung der Finanzverwaltung in dieser Schwebezeit 
kann nicht entstehen, da sich die Anrechnung von Abfindungen 
nach dieser Vorschrift nur auf einkommensteuerfreie Lohnersatz- 
leistungen des Arbeitsförderungsgesetzes auswirkt. Eine Mehr- 
belastung der Arbeitsverwaltung könnte nur dadurch vermieden 
werden, daß die Bundesanstalt für Arbeit bereits im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt die künftigen Gesetzesbestimmungen anwendet 
und die ihr vorliegenden Fälle abschließend bearbeitet. Ein sol- 
ches Verfahren ist jedoch im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
möglich, da jetzt noch nicht abzusehen ist, wie die künftige 
Regelung aussehen wird. 

Zu gegebener Zeit wird jedoch geprüft, ob und wann die Arbeits- 
verwaltung bereits aufgrund der künftigen Rechtslage vorbe- 
haltlich der endgültigen gesetzlichen Regelung ~ über diese Fälle 
vorab entscheiden kann. Die Bundesregierung ist bemüht, den 
Gesetzentwurf zur Änderung des § 117 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes den gesetzgebenden Körperschaften so bald wie möglich 
zuzuleiten. 
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23. Abgeordneter 
Katzer 


(CDU/CSU) 


Kann idie Bundesregierung mitteil en, wie hoch 
die Kosten für die Herstellung und für die 
Versendung des mit Datum vom 27. September 
1976 von der Bundesanstalt für Unfallschutz 
und Unfallforschung Dortmund verschickten 
mehrseitigen Prospekts mit dem Titel „Huma- 
nisierung des Arbeitslebens — Der Mensch ist 
Mittelpunkt" sind, und welcher Personenkreis 
beschickt worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. November 

Die Herstellung des Poster-Faltblattes „Humanisierung des 
Arbeitslebens — Der Mensch ist Mittelpunkt" kostete 204 306 
DM. Der Versand des Faltblattes ist noch nicht abgeschlossen. 
Bisher sind Versandkosten in Höhe von 40 349 DM entstanden. 

Das Faltblatt wurde geschickt an die Mitglieder des Kuratoriums 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung, die 
Berufsgenossenschaften, die Gewerkschaften, die Arbeitgeber- 
verbände, die Technischen Uberwachungsvereine, die Organisa- 
tionen der Sicherheitsingenieure und Werksärzte sowie an die 
Bezieher der „Sozialpolitischen Informationen". Auf Anfrage 
wurden außerdem Exemplare abgegeben an die Gewerbeauf- 
sichtsämter, Dienststellen der Bundesländer, Hochschulen, Bun- 
despost, Bundesbahn, kommunale und caritative Einrichtungen, 
Gewerkschaften, Betriebsräte, Parteigliederungen, sonstige Orga- 
nisationen und Verbände sowie an Einzelpersonen. 


24. Abgeordneter 
Russe 


(CDU/CSU) 


Teiilt die BunidesregierTung die Auffassung, die 
der Bunideisgerichtsihof in seinem Urteil vom 
4. März 1976 — VI ZR 60/75 — in Versiche- 
rungsrecht 1976 S. 576, wiedergegeben in der 
Neuen Juristischen Wochenschrift 1976, S. 1208, 
äußert und kann sie bestätigen, daß (die dn der 
Rechtsprechung üblich gewordene analoge An- 
wendung des § 67 WG auf die Fälle des § 87 a 
BBG und § 1542 RVO auch auf § 4 des Lohn- 
fortaahlungsgesetzes beabsichtigt war? 


25. Abgeordneter 

Russe 


(CDU/CSU) 


Wenn dieser Ausschluß des Forderungsüber- 
gangs an der Rechtsprechung nun analog auf 
§ 4 des Lohnfortzaihlungsgesetzes angenom- 
men wird, ist die Bundesregierung nicht der 
Meinung, daß diese Analogie aufgehoben wer- 
den soll, und wenn ja, welche Maßnahmen hat 
die Bundesregierung dafür ins Auge gefaßt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 2. November 

Dem Lohnfortzahlungsgesetz liegen ein Gesetzentwurf der Frak- 
tion der SPD und einer der Fraktion der CDU/CSU zugrunde. In 
beiden Gesetzentwürfen wurde die Frage, ob dem Arbeitgeber 
ein Rückgriffsanspruch für die erbrachte Lohnfortzahlung gegen 
einen Familienangehörigen des Arbeitnehmers zusteht, wenn 
dieser Familienangehörige den Arbeitnehmer nur fahrlässig ver- 
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letzt hat, nicht behandelt. Auch aus den Protokollen des Deut- 
schen Bundestages ergibt sich kein Hinweis für die Regelungs- 
absicht des Gesetzgebers. Die Frage ist ungeregelt, und es be- 
steht eine Regelungslücke, wie der Bundesgerichtshof festge- 
stellt hat. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes bemerken: Der Bun- 
desgerichtshof hat zur Ausfüllung dieser Lücke die Regelung des 
§ 67 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes, wonach ein Rück- 
griffsanspruch gegen einen in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Geschädigten lebenden Familienangehörigen, der diesen fahrläs- 
sig geschädigt hat, nicht besteht, analog angewendet. Die im 
wesentlichen gleiche Interessenlage und der mit dem Lohnfort- 
zahlungsgesetz verfolgte soziale Schutzzweck würden die analoge 
Anwendung des § 67 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 
gebieten. Nach der Rechtsprechung besteht schon länger die 
gleiche Rechtslage für die Angestellten. Der Bundesregierung 
sind keine Gründe ersichtlich, die gegen eine analoge Anwen- 
dung und für eine Verschlechterung der Rechtsstellung der Arbei- 
ter sprechen. Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, die 
analoge Anwendung durch eine Änderung des Lohnfortzahlungs- 
gesetzes auszuschließen. Bei einer späteren Änderung des Lohn- 
fortzahlungsgesetzes soll der Ausschluß des Rückgriffsanspruchs 
ausdrücklich in das Lohnfortzahlungsgesetz übernommen werden. 


26. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Trifft es zu, (daß die Genehmigung für die Er- 
höhung der Pauschale für die Versicherten- 
ältesten in der Angestelltenversicherung da- 
mit begründet wtird, daß die Beratung in der 
Angestelltenversiicherung schwieriger ist als in 
der Arb eiterrentenversiicherung ? 


27. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Wenn ja, ist hierin gegebenenfalLljs ein Aus- 
gangspunkt für eine etwaige beabsichtigte un- 
terschiedliche Leistungsgewährung in der An- 
gestellten- 'und Arbeiterrentenversicherung zu 
sehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 2. November 

Die in der Frage mitgeteilte Annahme trifft nicht zu. Bei der 
Genehmigung höherer Pauschalen für die Versichertenältesten 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte war nur die nach 
Angaben der Selbstverwaltung zahlenmäßig stärkere Inanspruch- 
nahme der Versichertenältesten der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte maßgebend. 


28. Abgeordneter 
Wüster 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der durch das 
8. AnpG-KOV geschaffenen Regelung, daß die 
Ausstellung und Verlängerung von Ausweisen 
für Schwerbeschädigte und Sdiw erbehinderte 
von den örtlichen Fürsorgestellen auf die Ver- 
sorgungsämter übertragen wurde, eine Benach- 
teiligung der Ausweisinhaber, die im Besitz 
eines Ausweises sind, der zur freien Beförde- 
rung im Nahverkehr berechtigt, wenn diese 
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Auisiweisinhaber für die Zeit, in der ^der Aus- 
weis zur Verlängerung eingereicht wurde, den 
vollen Fahrpreis — z. B. zur täglichen Arbeit — 
zahlen müsisen? 


29. Abgeordneter Beabsiiditigt die Bundesregierung, lin diesem 
Wüster Fall eine Änderung herbeizuführen, indem die 

(SPD) Ausstellung der Ausweise wieder den örtlichen 

Fürsorgestellen übertragen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. November 


Durch das Achte Gesetz über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes sind mit Wirkung vom 20. Juni 1976 
u. a. Vorschriften des Schwerbehindertengesetzes geändert wor- 
den, die die Feststellung und den Nachweis der Schwerbehinder- 
teneigenschaft und sonstiger gesundheitlicher Merkmale betref- 
fen. Der Gesetzgeber ist damit in erster Linie dem Gesetzesauf- 
trag des früheren § 45 Abs. 3 des Schwerbehindertengesetzes 
nachgekommen, wonach die für die Inanspruchnahme von Ver- 
günstigungen für Schwerbehinderte erforderliche Feststellung 
der Minderung der Erwerbstätigkeit (MdE) von den Versor- 
gungsämtern getroffen werden sollte. Daneben hat die genannte 
Gesetzesänderung den Umstand berücksichtigt, daß in der Ver- 
waltungspraxis aller Bundesländer seit spätestens Anfang 1976 
die Versorgungsverwaltung über die Feststellung der MdE hin- 
aus auch für die Feststellung der sonstigen gesundheitlichen Vor- 
aussetzungen für die meisten Vergünstigungen zuständig war, 
wie etwa für die Feststellung der erheblichen Gehbehinderung. 
Diese bundesrechtlich nicht vorgeschriebene Praxis hatte zu dem 
unerwünschten Ergebnis geführt, daß die Fürsorgestellen bei den 
Landkreisen und kreisfreien Städten die Ausweise für Schwer- 
behinderte zwar noch ausstellten und verlängerten, die Versor- 
gungsämter jedoch die hierfür erforderlichen gesundheitlichen 
Voraussetzungen feststellten. Mit dem Achten Anpassungs-KOV 
wurde nicht nur die seinerzeit bereits praktizierte Zuständigkeit 
der Versorgungsverwaltung für das Feststellungsverfahren ge- 
setzlich festgeschrieben. Im Interesse der Schwerbehinderten und 
der Verwaltungsvereinfachung lag es vielmehr nahe, die Zustän- 
digkeit für das Ausstellen und Verlängern der Ausweise der 
Stelle zu übertragen, die die erforderlichen Feststellungen trifft. 
Während vor der Neuregelung die Fürsorgestellen erst die Über- 
sendung des Feststellungsbescheides des Versorgungsamtes ab- 
warten mußte, bevor ein Ausweis ausgestellt werden konnte, 
kann nunmehr Feststellung und Ausstellung des Ausweises zeit- 
lich unmittelbar hintereinander durch eine einzige Stelle erfolgen. 

Die Bundesregierung sieht in dieser Regelung keine Benachtei- 
ligung des betroffenen Personenkreises, sondern eine Besserstel- 
lung, zumal — anders als früher — mit den Ausweisen jetzt auch 
Rechte nach dem Schwerbehindertengesetz und Steuererleichte- 
rungen geltend gemacht werden können. Sie beabsichtigt daher 
nicht, diese Regelung wieder rückgängig zu machen. 

Ihren Fragen sowie einigen an den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung gerichteten Eingaben ist aber zu entnehmen, 
daß noch gewisse Schwierigkeiten bei der verwaltungsmäßigen 
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Durchführung der neuen Vorschriften bestehen. Diese Schwierig- 
keilen lassen sich nach Auffassung der Bundesregierung im Rah- 
men des jetzt geltenden Rechts beheben. So ist es keinesfalls 
erforderlich, daß zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer von 
Ausweisen diese während der genannten Dauer des Feststel- 
lungsverfahrens beim Versorgungsamt verbleiben müssen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, in Kürze diese und andere in die- 
sem Zusammenhang stehende Fragen mit den Vertretern der 
Bundesländer zu erörtern mit dem Ziel, eine an den Bedürf- 
nissen der Schwerbehinderten orientierte Verwaltungspraxis zu 
erreichen. 

Da ich annehme, daß Ihren Fragen bestimmte Einzelfälle zu- 
grunde liegen, in denen nicht in diesem Sinne verfahren worden 
ist, wäre ich dankbar, wenn Sie mir Näheres hierzu mitteilen 
könnten. Ich bin gerne bereit, diese Fälle zum Gegenstand der 
Beratungen mit den Vertretern der Bundesländer zu machen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter Welchen Betrag hat der Lockheed-Konzern im 
Gansei Wege der Selbstkos teuerst attung insgesamt 

(SPD) für seine Deutschland- Vertretung einerseits 

und seine Europa- Vertretung andererseits an 
Provisionen, Spenden, Schenkungen, Spesen, 
Gehältern, Aufwendungsersatz etc. gegenüber 
dem Bundesverteidigungsministerium geltend 
gemacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 2. November 

Die Firma Lockheed hat im Rahmen der ihr im F-104-Programm 
erteilten Selbstkostenerstattungsaufträge 

a) für die Deutsche Commerz GmbH rd. 855 000 $ 
und 

b) für vier Angestellte ihres Genfer Büros rd. 265 000 $ 
an Provisionen geltend gemacht. 

Aus den bisher vorliegenden Unterlagen ergeben sich keine An- 
haltspunkte dafür, daß die Deutsche Commerz GmbH in den von 
der Firma Lockheed verrechneten Gemeinkosten zusätzlich Spen- 
den, Schenkungen, Spesen und Gehälter erstattet bekam. 

Eine Auskunft über die Höhe derartiger Kosten des Genfer Büros 
ist ebenfalls nicht möglich, weil die innerhalb des Konzerns 
umgelegten Gemeinkosten der einzelnen Lockheed-Abteilungen 
bzw. -Außenstellen überwiegend von den US-Preisbehörden ge- 
prüft worden waren und ohne aussagefähige Spezifizierung in 
die deutschen Preisprüfungsberichte eingegangen sind. 


31. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Welchen Betrag hat das Bundesverteidigungs- 
ministerium von diesen Ansätzen anerkannt 
und erstattet? 


19 



Drucksache 7/5905 


Deutsdaer Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 2. November 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat die für die Deutsche 
Commerz GmbH in Ansatz gebrachten Provisionen bis auf 16 215 
die Festpreisverträgen zuzuordnen waren, anerkannt. Von den 
für die Genfer Angestellten in Ansatz gebrachten 265 028 $ wur- 
den 132 028 $ erstattet 


32. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Gansei Besatzung von Kampfschiffen der Bundesma- 

(SPD) rdne, die noch keine Landunterkunft haben, für 

die besondere Belastung der Bordunterkunft 
durch Sonderurlaub oder zusätzliche Familien- 
heimfährten zu entschädigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sdimidt 
vom 8. November 

Die Disziplinarvorgesetzten der Besatzungen von Kampfschiffen, 
die noch keine Landunterkunft haben, können der besonderen 
Situation dieser Soldaten durch Gestaltung des Dienstplans wäh- 
rend der Liegezeiten im Hafen, z. B. durch verlängerten Wochen- 
endausgang, Rechnung tragen. Die Gewährung von Sonderurlaub 
lassen die Urlaubsvorschriften nicht zu. Eine Änderung dieser 
Vorschriften ist wegen der zu erwartenden Auswirkungen auf 
andere Bereiche (Bundesgrenzschutz und Zivildienst) nicht durch- 
setzbar. 

Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Grundwehrdienst lei- 
sten, erhalten monatlich eine Freifahrt auf der Deutschen Bundes- 
bahn zwischen Standort und Wohnort Besteht auf dieser Strecke 
keine oder nur eine unzureichende Eisenbahnverbindung, wird 
das für die Benutzung sonstiger öffentlicher Verkehrsmittel — 
mit Ausnahme eines Flugzeuges — verauslagte Fahrgeld er- 
stattet. Für weitere beliebige Fahrten auf inländischen Eisen- 
bahnen ist nur der halbe Fahrpreis zu zahlen. 

Ein Bedürfnis unter den Grundwehrdienstpflichtigen nach zusätz- 
lichen unentgeltlichen Familienheimfahrten mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln besteht nicht. Die Freifahrten auf der Deutschen 
Bundesbahn wurden in den letzten Jahren jeweils nur zu rd. 
43 V. H. in Anspruch genommen. 1975 sank die Ausnutzungs- 
quote auf 39,4 V. H. ab. Die Mehrheit der Grundwehrdienstlei- 
stenden fährt mit dem eigenen Fahrzeug nach Hause. Die Gut- 
scheine für die Freifahrten verfallen unausgenutzt. 

Für die Besatzungen von Kampfschiffen, die noch keine Land- 
unterkünfte haben, gilt nichts anderes. Eine Vermehrung der 
Familienheimfahrten wäre daher kein geeignetes Mittel der Ent- 
schädigung für die besonderen Belastungen durch die Bordunter- 
kunft Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist somit nicht beabsichtigt, 
zusätzliche Familienheimfahrten einzuführen. 


33. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den seit August 
1974 in Würselen, am Kreiskrankenhaus Ma- 
rienhöhe, stationierten Rettungshubschrauber 
der SAR-Bundeswehrstaffel auch für Rettungs- 
hubschraubereinsätze im grenznahen Bereich 
von Belgien und Holland einzusetzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 8. November 

Um luftgebundene Rettungsmittel im zivilen Rettungsdienst er- 
folgreich einsetzen zu können, sind Rettungshubschrauber gemäß 
den Forderungen des Bund- und Länderausschusses „Rettungs- 
* wesen" im allgemeinen an einen Einsatzradius von 50 km ge- 

bunden. Diese Regelung gilt gleichermaßen für den Rettungshub- 
schrauber in Würselen, der aus dem Kontingent des militärischen 
Such- und Rettungsdienstes (SAR) der Bundeswehr gestellt wird. 

Da der zugewiesene Einsatzradius dieses Hubschraubers mit Tei- 
len nach Belgien und in die Niederlande reicht, wurde bereits 
seit der Stationierung ein grenzüberschreitender Einsatz in Er- 
wägung gezogen und für wünschenswert erachtet. Daher be- 
stehen auch grundsätzlich keine Bedenken gegen Anflüge im 
grenznahen Bereich der Nachbarländer, wenn diese Einsätze das 
gebotene Mittel darstellen, menschliches Leben zu retten und 
Gesundheit zu erhalten. Hierzu sind u. a. Absprachen mit den 
benachbarten ausländischen Rettungsdiensten und die Festlegung 
von Aufnahmekliniken im ausländischen Rettungsbereich erfor- 
derlich. 

Die Lösung dieser organisatorischen Probleme obliegt dem Land- 
kreis Aachen als Träger des dortigen Rettungswesens in Zusam- 
menarbeit mit den benachbarten ausländischen Rettungsdiensten, 
Der zivilen Einsatzleitstelle in Monschau-Imgenbroich bleibt da- 
bei die Steuerung aller Rettungseinsätze Vorbehalten. Bereits in 
der Vergangenheit wurde der Rettungshubschrauber in Würselen 
nicht nur im Grenzgebiet der Niederlande vorgestellt, sondern in 
einigen Fällen auch über die Grenzen hinweg eingesetzt. 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung grundsätzslidi bereit, 
Milz es zu ermöglichen, daß Rettungshubschrauber 

(CDU/CSU) aus der Bundeswehrstaffel zu Rettungshub- 

schrajulb ©reinsätzen im grenznahen Bereich in 
Deutschland, Belgien und Holland herangezo- 
gen werden, und weldie Voraussetzungen 
wären dafür erforderlich? 


Antwort des Palamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 8. November 

Im Rahmen ihres Auftrages werden Hubschrauber des militäri- 
schen Such- und Rettungsdienstes (SAR) seit nahezu zwei Jahr- 
zehnten auch im grenznahen Bereich eingesetzt. Während die 
grenzüberschreitenden Einsätze ins westliche und neutrale Aus- 
land führen, wurden Rettungseinsätze in besonderen Katastro- 
phenfällen auch in Afrika und Ostpakistan geflogen. Auch an die 
seit Jahren durchgeführten reaktionsschnellen Lufttransporte zur 
Blutbank in das niederländische Leiden soll erinnert werden. 

Hubschrauber des militärischen SAR-Dienstes können für zivile 
Bedarfsträger auch im in- und ausländischen Grenzbereich ein- 
gesetzt werden, wenn im akuten Notfall ein eintsprechendes 
Hilfeersuchen an die SAR-Leitstellen oder an eine zivile Ret- 
tungsleitstelle ergeht. In Einzelabsprache klären die Leitstelleii 
mit dem Bedarfsträger u.a. die Wahl des aufzunehmenden Kran- 
kenhauses, regeln den zeitlichen Ablauf und legen einen geeig- 
neten Landeplatz fest. Ähnliche Verfahrensregelungen gelten 
gleichermaßen für die Rettungshubschrauber des Katastrophen- 
schutzes. 
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Abgesehen von den hier genannten Hilfeleistungen der Bundes- 
wehr im akuten Notfall ist der grenznahe Bereich im Inland durch 
die einzelnen Rettungshubschrauberstationen nahezu abgedeckt. 
Eine zusätzliche ständige Verfügungsbereitschaft durch die Bun- 
deswehr ausschließlich für das zivile Rettungswesen ist daher 
nicht erforderlich. Die Bundeswehr hilft jedoch dann, wenn die 
vorhandenen zivilen Rettungsmittel nicht ausreichen. 


35. Abgeordnete 
- Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Wie realistisch sind in der Presse diskutierte 
Vorschläge, wonach dais Bundeisverteidigungs- 
ministerium beabsichtigen soll, eine sogenann- 
te Bundeswehrsportkompanie im Bereich der 
Region Offenbach/Main lanziusiedeln, und be- 
steht nach den Vorstellungen der Bundesregie- 
ruing eine echte Chance zur Verwirklichung 
solcher Pläne? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 8. November 

Auf Grund der Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister 
der Verteidigung und dem Deutschen Sportbund wurden für die 
Förderung wehrpflichtiger Spitzensportler bei der Bundeswehr 
zwei Sportlehrkompanien bei der Sportschule der Bundeswehr 
in Sonthofen und Warendorf und 18 Sportfördergruppen in An- 
lehnung an die wichtigsten Leistungszentren der Sportfachver- 
bände aufgestellt. 

In dem von Ihnen angesprochenen Raum besteht eine Sportför- 
dergruppe mit zur Zeit 50 Planstellen für wehrpflichtige Spitzen- 
sportler in Mainz-Hechtsheim. In der weiteren Umgebung sind 
Sportfördergruppen in Mannheim mit 15 Planstellen und Tauber- 
bischofsheim mit 10 Planstellen. 

Weder vom Deutschen Sportbund noch von einem seiner Fach- 
verbände ist bisher der Wunsch zur Einrichtung einer Sportför- 
dergruppe im Bereich der Region Offenbach/Main an mich heran- 
getragen worden. Die derzeit ausreichende Belegungskapazität 
der oben genannten Sportfördergruppen läßt auch einen derarti- 
gen Antrag nicht erwarten. 

Sollte dennoch die Bitte des Deutschen Sportbundes nach Einrich- 
tung einer zusätzlichen Sportfördergruppe in dem von Ihnen ge- 
nannten Bereich an mich herangetragen werden, v/ird diese 
Möglichkeit geprüft. Da aber die Unterbringungskapazität der 
Bundeswehr gerade in diesem Gebiet sehr begrenzt und jetzt 
schon voll ausgelastet ist, sehe ich in absehbarer Zeit kaum eine 
Chance der Verwirklichung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


36. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung die Ergebnisse 
von Untersiuchungen aus den USA vor, nach 
denen angeblich fluoridiertes Trinkwasser zu 
einem Anstieg von Krebserkrankungen führen 
soll? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 3. November 


Der Bundesregierung sind zwei an den Kongreß der Vereinigten 
Staaten von Amerika gerichtete Briefe bekannt, die sich aller- 
dings nicht mit der Frage einer erhöhten Krebsmorbidität be- 
schäftigen, sondern Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen 
der Trinkwasserfluoridierung und erhöhter Krebsmortalität ent- 
halten. Das National Cancer Institut ist diesen Hinweisen von 
Yiamonijiannis und Burk nachgegangen und hat ihre wissen- 
schaftlichen Grundlagen überprüft. Bei der Analyse der von 
Yiamonijiannis und Burk benutzen offiziellen Todesursachen- 
statistiken und Daten der Trinkwasserfluoridierung konnte kein 
Zusammenhang zwischen der Trinkwasserfluoridierung und einer 
erhöhten Krebsmortalität nachgewiesen werden. Das National 
Cancer Institut hat bei seiner Untersuchung den Einfluß anderer 
Faktoren, die als Risikofaktoren des Krebses bekannt sind, wie 
Ausmaß der Industrialisierung, Verstädterung, soziale Schicht, im 
Unterschied zu Yiamonijiannis und Burk mit berücksichtigt. So- 
wohl in den Gebieten, in denen seit 15 Jahren dem Trinkwasser 
Fluoride zugesetzt werden, als auch in Gebieten mit natürlich 
hohem Fluoridgehalt konnte kein Zusammenhang zwischen 
Krebsmortalität und -morbidität einerseits und dem Fluorid- 
gehalt des Trinkwassers andererseits nachgewiesen werden. 

Der Bundesregierung sind weitere epidemiologische Studien be- 
kannt, die sich mit einem möglichen Einfluß der Trinkwasserfluo- 
ridierung auf die Häufigkeit von Krebserkrankungen beschäfti- 
gen. In keiner dieser Studien konnte ein derartiger Zusammen- 
hang gefunden werden. 

Auch das Royal College of Physicians of London stellte unlängst 
in einem ausführlichen Gutachten fest, es gäbe keine Hinweise 
dafür, daß die Trinkwasserfluoridierung das Auftreten oder die 
Mortalität an Krebs erhöhe. 


37. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Gibt es Untersuchimgen über Gesundheits- 
schädigungen durch fluoridiertes Trinkwiasser 
auch in anderen Ländern, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, solche Untersaichungen in der 
Bundesrepuiblik Deutschland durchzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 3. November 

In einer Vielzahl vorwiegend in den USA, aber auch in euro- 
päischen Ländern unternommener epidemiologischer Studien 
wurde geprüft, ob ein Zusammenhang zwischen dem Fluorid- 
gehalt des Trinkwassers und wichtigen Krankheiten bzw. Krank- 
heitsgruppen besteht. Untersucht wurden kardiovaskuläre Krank- 
heiten, Krankheiten der Nieren und ableitenden Harnwege, 
Beschwerden und krankhafte Veränderungen im Stütz- und Be- 
wegungsapparat, Krankheiten des Magen-Darmtraktes, angebo- 
rene Mißbildungen, Störungen der Schilddrüsenfunktion und 
andere endokrine Krankheiten, neurologische und psychische 
Veränderungen, Sehstörungen, Allergien und andere Hautkrank- 
heiten. Die Ergebnisse lassen in ihrer überwiegenden Mehrzahl 
kein erhöhtes Erkrankungsrisiko durch Trinkwasserfluoridierung 
erkennen. In den Fällen, in denen Zusammenhänge zwischen der 
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größeren Häufigkeit von Krankheiten und der Trinkwasserfluo- 
ridierung gefunden wurden, gibt es kritische Einwände wegen 
des methodischen Vorgehens und teilweise widerlegende Er- 
gebnisse. 

Die WHO empfahl nach Überprüfung der vorliegenden Studien, 
die Trinkwasserfluoridierung in allen Gebieten einzuführen, in 
denen der natürliche Fluoridgehalt des Wassers niedrig ist (Reso- 
lutionen der WHO 1969 und 1975). 

Die Bundesregierung hält es nicht für notwendig, in vergleich- 
baren Ländern durchgeführte Untersuchungen in der Bundes- 
republik zu wiederholen. Sollten neue, noch nicht überprüfte 
Verdachtsmomente gegen die gesundheitliche Unbedenklichkeit 
der Trinkwasserfluoridierung bekannt werden, wird die Bundes- 
regierung solchen Hinweisen mit aller Konsequenz nachgehen. 


38. Abgeordneter 
Müller 
(Schweinfurt) 

(SPD) 


Wie sieht die Bundesregierung den augen- 
blicklichen Stand in der Frage der rechtlichen 
Stellung des Bocksbeutels und die weitere 
Entwicklung, nachdem am 3. September 1976 
in Würzjburg ein Gespräch mit Vertretern der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
und des Fränkischen Weinbau- Verbands statt- 
gefiunden hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 2. November 

Nach dem Ergebnis der Besprechung am 3. September 1976 in 
Würzburg kann davon ausgegangen werden, daß bis zu einer 
Regelung der Benutzung der Bocksbeutelflasche und ähnlicher 
Flaschenformen im Gemeinschaftsrecht der bisher nach deutschem 
Recht gewährte Schutz der Bocksbeutelflasche weiter erhalten 
bleibt. Dabei bestand Einigkeit, daß eine Gemeinschaftsregelung 
sobald wie möglich erfolgen sollte. Es ist nun Sache der Kom- 
mission, die erforderlichen Voraussetzungen festzulegen und 
einen Vorschlag zur Ergänzung des Artikels 18 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1608/76 vorzulegen. 

Unabhängig davon sollen die mit dieser Angelegenheit zusam- 
menhängenden Fragen in Kürze bilateral mit der portugiesischen 
Seite erörtert werden. 


39. Abgeordneter 

Müller 

(Sdiweinfurt) 

(SPD) 


Bis wann ist nach Meinung der Bundesregie- 
rung mit einer abschließenden Regelung zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 2. November 

Wann die angestrebte Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1608/76 in Kraft treten kann, läßt sich noch nicht absehen. Die 
Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß dies bis zum Ende 
der am 31. August 1977 auslaufenden übergangsfrist des Arti- 
kels 21 der Verordnung (EWG) Nr. 1608/76 möglich sein sollte* 
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40. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 


Ist 0 s richtig, daß das Kindergeld 'heutzutage 
später zur Auszahlung durch die Arbeitsver- 
wialtung ian idie Familien gelangt als Anfang 
1975 und ursprüniglich geplant, und was ge- 
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls da- 
gegen zu untemehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 28. Oktober 

Das Kindergeld wird, soweit es von der Bundesanstalt für Arbeit 
zu zahlen ist, nach § 20 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
zweimonatlich im Laufe der zwei Monate gezahlt, für die es be- 
stimmt ist. Dieser seit 1964 bestehende gesetzlich vorgeschrie- 
bene Zahlungsrhythmus hat sich auch beim Inkrafttreten der 
Reform des Familienlastenausgleidis, dem 1. Januar 1975, nicht 
geändert; er wird von der Verwaltung gewahrt. Zu einer monat- 
lichen Zahlung des Kindergeldes hätte es nur kommen können, 
wenn der Bundesrat bei der Reform des Familienlastenausgleichs 
der von der Bundesregierung vorgeschlagenen steuerlichen Lö- 
sung des Familienlastenausgleichs zugestimmt hätte. 


41. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Kinder- 
Dr. Jens geldzahlungen nicht mehr durdi die Arbeits- 

(SPD) Verwaltungen vorgenommen werden, sondern 

durch die Finanzämter und somit im allgemei- 
nen gleich von der zu zahlenden Lohnsteuer 
abgesetz werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 28. Oktober 

Eine etwaige Änderung des Kindergeld-Auszahlungsverfahrens 
in dem von Ihnen genannten Sinne bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates. Der Bundesrat hat sich bei den Beratungen der Ein- 
kommensteuerreform im Dezember 1973 einstimmig gegen die 
entsprechende steuerliche Lösung ausgesprochen, die damals von 
der Bundesregierung vorgeschlagen worden war. Daraufhin hat 
der Deutsche Bundestag beschlossen, das Kindergeld ab Januar 
1975 von der Arbeitsverwaltung oder — für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes — von den Stellen auszahlen zu lassen, die 
für die Zahlung der Bezüge zuständig sind. 

Die Bundesregierung hat bisher keinen Anlaß gehabt, die Frage 
zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen der Bundesrat 
jetzt bereit wäre, einer steuerlichen Auszahlungsregelung zu- 
zustimmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


42. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
sche Bundespost einzuwirken, daß die Postbe- 
zirke entsprechend den Verwaltungsneuglie- 
derungen im Land Niedersachsen (Einführung 
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der Samtgemeindefn) geändert werden, so daß 
eine Deckungsgleichheit von Postbezirken und 
Samtgemeindegrenzen hergestellt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. Oktober 

Bei jedem Zusammenschluß von Gemeinden im Zuge kommu- 
naler Neugliederungen trifft die Deutsche Bundespost alle not- 
wendigen organisatorischen Maßnahmen, um auch unter den ge- 
änderten Verhältnissen eine reibungslose Postversorgung sicher- 
zustellen. Die neugebildeten Einheitsgemeinden werden als ein- 
heitlicher postalischer Versorgungsbereich behandelt. Deshalb 
werden grundsätzlich für jede Gemeinde eine einheitliche post- 
amtliche Ortsbezeichnung in Übereinstimmung mit dem von der 
zuständigen Landesregierung bestimmten Gemeindenamen und 
eine einheitliche Postleitzahl festgesetzt. 

Auch im Land Niedersachsen muß die Deutsche Bundespost das 
bundeseinheitliche System der Abstimmung der Zustellbereichs- 
grenzen auf die Grenzen der Einheitsgemeinden beibehalten, das 
den betrieblichen Erfordernissen des Postdienstes am besten ge- 
recht wird. Die Samtgemeinde kann daher als Bezugsgrößß für 
die Organisation des Eingangs- und Zustelldienstes nicht in Er- 
wägung gezogen werden. 


43. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu — und was 
Dr. Bangemann gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
(FDP) in diesem Zusammenhang zu unternehmen — , 

daß am 29. September dieses Jahrs um 18.39 
Uhr, drei amerikanische Phantompiloten einen 
sogenannten „Scheinangriff" gegen eine Boe- 
ing 727 der Deutschen Lufthansa über dem 
Stuttgarter Flughafen geführt und das Flug- 
zeug dabei erheblich gefährdet haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. Oktober 


Die Wiedergabe dieses Vorfalls durch die Presse war nicht voll- 
ständig. Es trifft zwar zu, daß drei Phantom-Flugzeuge in den 
Abendstunden des 29. September 1976 im Luftraum nördlich von 
Stuttgart sich zivilen Passagierflugzeugen genähert haben; die 
Luftfahrzeugführer der zivilen Flugzeuge haben nur teilweise 
Meldungen erstattet. Die Flugzeuge der US-Luftwaffe flogen je- 
doch unter Radarführung einer Luftverteidigungsstelle, 

Eine Gefährdung der zivilen Flugzeuge konnte durch rechtzeitige 
Hinweise und entsprechende Anweisungen durch die zuständigen 
Fluglotsen vermieden werden. Im Falle der Boeing 727 der Deut- 
schen Lufthansa betrug der geringste vertikale Abstand immer 
noch 700 Fuß (ca. 215 m). 


44. Abgeordneter 
Dr. Bangemann 
(FDP) 


Hält die Bundesregierung es für möglich und 
notwendig, eine einheitliche Flugsicherungs- 
organisation für den zivilen und militärischen 
Flugverkehr einzurichten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28, Oktober 


Die von zivilen Fluglotsen durchgeführte Kontrolle des zivilen 
und militärischen Luftverkehrs, wie dies in München der Fall ist, 
bzw. zumindest die Zusammenlegung von ziviler und militäri- 
scher Flugsicherung in den gleichen Kontrollzentralen, wie dies 
in Bremen der Fall ist, verwirklicht weitgehend die „Einheit der 
Kontrolle" des zivilen wie des militärischen Luftverkehrs. Die 
Koordination zwischen Flugsicherungsstellen und Luftverteidi- 
gungsstellen wird ständig verbessert. 


45. Abgeordneter 
Dr. Sdiulz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist der Biundesregierung bekannt, daß der 
ohnedies stark genutzte und auch normaler- 
weise mit zahlreichen Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen versehene Autabahnabsdinitt 
zwischen Helmstedt und Bedkum/Neubeckum 
durch derzeitig 18 Baustellen, 73,8 Kilometer 
auf 230 Kilometer (in Gegenrichtung 16 Bau- 
stellen mit 64,7 Kilometer), in einen Schleich- 
weg verwandelt worden ist, wodurch die Kon- 
zentrationsfähigkeit der Fahrer über Gebühr 
beansprucht und infolgedessen der Verkehr 
erheblich gefährdet wird? 


46. Abgeordneter 

Dr, Sdiulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit die erwähnte Autobahnstrecke so schnell 
wie möglich wieder zu einer mit normaler 
Geschwindigkeit befahrbare Fernverkehrs- 
straße wird? 


\ 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. Oktober 

Der Zustand der Strecke Helmstedt-Beckum/Neubeckum, die 
grunderneuert bzw. zum Teil sechsstreifig ausgebaut wird, ist der 
Bundesregierung bekannt, weshalb sie in Übereinstimmung mit 
den Ländern Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen bestrebt 
ist, durch möglichst zügige Bauarbeiten den beabsichtigten Aus- 
bauzustand baldigst herzustellen. 

Während der Hauptreisezeit, die jeweils von Mitte Juni bis Mitte 
September dauert, müssen gewisse Baubeschränkungen auferlegt 
werden, um den Reiseverkehr so wenig wie möglich zu beein- 
trächtigen, Damit steht vor Winterbeginn nur eine relativ kurze 
Zeit zur Verfügung, in der die Bauarbeiten verstärkt vorange- 
trieben werden müssen. 

Von den zur Zeit bestehenden 12 Baustellen mit einer Länge von 
zusammengerechnet rd. 36 km werden bis Ende November sieben 
Baustellen aufgehoben, so daß dem Verkehrsteilnehmer für die 
Dauer der Winterperiode bemerkenswerte Erleichterungen auf 
dieser Strecke zugutekommen. 

Ein Teil der von Ihnen festgestellten Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen auf der Strecke mußte wegen der während der Hitze- 
periode des vergangenen Sommers aufgetretenen Fahrbahndek- 
kenschäden angeordnet werden. Diese Schäden sind 1976 nicht 
mehr restlos zu beheben. Ihre Beseitigung erfolgt aber Zug um 
Zug. 


27 



Drucksache 7/5905 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


47. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Speditionsfirmen aus dem 
Bereidi des Warsdiauer Pakts mit Billigsttari- 
fen auf den deutschen Markt drängen und da- 
bei auch die in Deutschland geltende Nieder- 
lassungsfreiheit mißbrauchen, und was hat die 
Bunde sregierung — bejahendenfalls — unter- 
nommen, um gleiche Startchancen für deutsche 
Firmen in den Ländern des Warschauer Pakts 
23U sichern und Dumpingpraktiken zu unter- 
binden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. Oktober 

Es ist richtig, daß einige wenige Speditionsunternehmen aus den 
RGW-Staaten in der Bundesrepublik Deutschland wie auch in 
anderen westlichen Ländern auf Grund der hier herrschenden 
Niederiassungsfreiheit Filialen oder rechtlich selbständige Spedi- 
tionen, zum Teil unter Beteiligung deutscher Partner, gegründet 
haben. Die Entgelte von Speditionen aus RGW-Staaten im grenz- 
überschreitenden Verkehr liegen häufig unter denen deutscher 
Spediteure. 

Die Bundesregierung beobachtet diese Entwicklung sehr sorg- 
fältig. Dabei ist zu berücksichtigen, daß gemischte Gesellschaften 
mit östlicher Beteiligung, die es aufgrund der Vereinbarungen 
mit einigen Staatshandelsländern inzwischen in verschiedenen 
Wirtschaftszweigen gibt, auch als ein positives Element der Ent- 
wicklung der Wirtschaftsbeziehungen angesehen werden können. 
Das gilt allerdings nur, soweit dies im gegenseitigen Interesse 
liegt und die Unternehmen der Staatshandelsländer keinen Ver- 
drängungswettbewerb betreiben. 

Das sehr komplexe Gesamtproblem der Betätigung der Staats- 
handelsländer auf dem deutschen Transportmarkt wird zur Zeit 
unter Abwägung aller zu beachtenden Gesichtspunkte von der 
Bundesregierung behandelt. 


48. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, auf Grund 
welcher Untersuchungen die Deutsche Bundes- 
bahn zu der Auffassung gekommen ist, daß 
die Fahrgäste in S-Baihn-Triebwagen im 
Schnell- bzw. Stadtverkehr keine Toiletten 
wollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. Oktober 

Die neuen DB-Triebzüge der Baureihe 420 und 472 zählen wie 
Omnibusse und U-Bahnen zu den Massenbeförderungsmitteln des 
Nahverkehrs. Bei der erheblichen Kostenunterdeckung im öffent- 
lichen Personennahverkehr und den geringen mittleren Reise- 
weiten, die auf den S-Bahn-Strecken der Deutschen Bundesbahn 
(DB) zwischen 11 und 16 Kilometern — d. s. 15 bis 20 Minuten 
Fahrzeit — liegen, ist der Einbau und die laufende Wartung 
geschlossener Toilettenanlagen wirtschaftlich nicht vertretbar 
und in der bisherigen offenen Ausführung auf dichtbefahrenen 
Strecken im Einzugsbereich der Großstädte aus hygienischer und 
ästhetischer Sicht nicht erwünscht. Von der Mehrheit der Fahr- 
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gäste werden diese Gegebenheiten im Nahverkehr akzeptiert. 
Die Deutsche Bundesbahn hat auf Rückfrage mitgeteilt, daß sie 
besondere Kundenbefragungen zum Thema „Toilettenanlagen in 
S-Bahn-Triebzügen" bei diesem Sachstand nicht für erforderlich 
hält. 


49. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Bis wann etwa dst mit idem Bau eines gemein- 
samen Postamts für Villingen — Schwenningen 
zu rechnen mit der Folge, daß die Stadtteile 
Villingen und Schwenningen eine gemeinsame 
Postleitzahl erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. November 

Die Deutsche Bundespost bemüht sich, für Villingen und Schwen- 
ningen eine gemeinsame Betriebsorganisation zu schaffen. Die 
Einführung einer gemeinsamen Postleitzahl setzt aber voraus, 
daß die für Villingen-Schwenningen bestimmten Sendungen bei 
einem Eingangsamt bearbeitet werden können. Als gemeinsames 
Eingangsamt käme nur Villingen in Betracht. 

Die zusätzlich benötigte Nutzfläche steht auf dem derzeitigen 
Postamtsgrundstück Bahnhofstraße 6 in Villingen nicht zur Ver- 
fügung. 

Die Deutsche Bundespost hat bereits mehrere Lösungsmöglich- 
keiten untersucht. Der Ankauf von Nachbargelände für einen 
Erweiterungsbau hat sich bisher nicht verwirklichen lassen. Die 
Absicht, auf dem Grundstück des früheren Gaswerks an der Lant- 
wattenstraße einen Neubau für den Paket- und Päckchendienst zu 
erstellen, mußte im Hinblick auf anderweitige Nutzungswünsche 
der Stadt aufgegeben werden. 

Weitere Alternativen werden geprüft. Die Probleme, die sich beim 
Bemühen um eine wirtschaftlich vertretbare Konzeption für Be- 
triebsorganisation, Betriebsablauf, Personalbedarf, Grunderwerb 
und Baumaßnahmen ergeben, sind allerdings so vielschichtig, daß 
sie kurzfristig nicht gelöst werden können. Es läßt sich daher 
z. Z. nicht absehen, wann Villingen-Schwenningen eine gemein- 
same Postleitzahl erhalten kann. 


50. Abgeoridxieter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Bis wann etwa ist lür Villingen — Schwennin- 
gen ein einheitliches Ortsnetz im Fernsprech- 
verkehr vorgesehen mit der Folge, daß in der 
gemeinsamen Stadt nicht mehr über Fernge- 
spräche telefoniert werden muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. November 

Eine Anpassung des Fernsprechnetzes an kommunale Neugliede- 
rungen ist wegen des erforderlichen finanziellen Aufwands nicht 
realisierbar. Die Vereinigung der beiden Ortsnetze Villingen und 
Schwenningen kann daher leider nicht unmittelbar in Aussicht 
gestellt werden. 
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Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost hat jedoch die 
Einführung des Nahverkehrstarifs beschlossen, um die Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen, die sich aus kommunalen Neugliederun- 
gen ergeben. Danach ist für jedes Fernsprechortsnetz ein Nah- 
verkehrsbereich vorgesehen, der sich auf die unmittelbar an- 
grenzenden und alle im Umkreis von 20 km liegenden Ortsnetze 
erstreckt. Die Stadtteile Villingen und Schwenningen werden da- 
nach zwar weiterhin ihren jetzigen Ortsnetzen angehören, zwi- 
schen ihnen werden jedoch nicht mehr Ferngespräche, sondern 
Nahgespräche zur Ortsgesprächsgebühr geführt werden können. 

Über den Zeitpunkt der Einführung des Nahverkehrstarifs für 
die Ortsnetze Villingen und Schwenningen kann noch nichts 
Näheres gesagt werden. Gegen Ende 1977 wird der Nahbereichs- 
Versuchsbetrieb in sechs Knotenvermittlungsstellenbereichen ab- 
geschlossen sein. Die Einführungs-Reihenfolge wird dann nach 
technischen, wirtschaftlichen und raumordnerischen Kriterien 
festgelegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


51. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers Franke, die dieser anläßlich 
seines Besuchs bei der Zollgrenzaufsiditsstelle 
in Prezelle/Wirl (Landkreis Lüchow/Dannen- 
berg) am 2. September 1976 geäußert hat, „daß 
im Rahmen seiner Bemühungen um die Axif- 
hebung des Schießbefehls unbewaffnete NVA- 
Boote auf der Elbe durchaus eine Attraktion 
für den Fremdenverkehr sein könnten"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 20. Oktober 
% 

Es trifft nicht zu, daß sich Bundesminister Franke in der ihm 
unterstellten Art und Weise geäußert hat. 


52. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Ostberliner Behörden die 
Europäische Evangelische Allianz veranlaßt 
haben, auf die Abhaltung ih^er 25. Jahres- 
tagung in Bad Blankenburg zu verzichten, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung — bejahendenfalls — aus dieser Be- 
hinderung der Kirchenarbeit durch die Verein- 
barungen von Helsinki und der auch für Ost- 
Berlin verbindlichen Menschenrechtskonven- 
tionen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 26. Oktober 

Die Bundesregierung verfügt bisher nicht über originäre Infor- 
mationen, mit denen sie den von Ihnen geschilderten Sachverhalt 
bestätigen kann. Mir ist jedoch aus dem Evangelischen Presse- 
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dienst epd vom 30. September 1976 bekannt, daß die 25. Jahres- 
tagung der Europäischen Evangeiischen Allianz (EEA) nicht wie 
vorgesehen in Bad Blankenburg (Harz), sondern in Siegen vom 
13. bis 15. September 1977 stattfinden soll. In der epd-Meldung 
heißt es, daß den zuständigen kirchlichen Stellen vom Staats- 
sekretariat für Kirchenfragen „geraten wurde, zunächst davon 
(nämlich von der Veranstaltung in Bad Blankenburg) Abstand zu 
nehmen". Zu einem späteren Zeitpunkt sei jedoch eine EEA-Rats- 
tagung in der DDR „nicht ausgeschlossen". 

Auf dieser Informationsgrundlage muß ich es offen lassen, wie 
der geschilderte Vorgang zu bewerten ist. Wenn es sich hier um 
eine Behinderung der Kirchenarbeit handelt, dann verweise ich 
auf meine früheren Ausführungen: Die am Anfang der Helsinki- 
Schlußakte vereinbarten Prinzipien dürfen nicht nur Absichts- 
erklärungen bleiben, sie müssen vielmehr von allen beteiligten 
Staaten in ihrem Verhalten nach außen und innen befolgt werden. 


53. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pulladi) 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die BundesregieTung 
aus der Tatsache, idaß sich die Regierung der 
„DDR" auch nach ider am 17. Oktober 1976 
durchgeführten Stimmabgabe für die Volks- 
kammer nur aiif Scheinwiahlen, nicht aber auf 
eine echte, durch freie und geheime Wahlen 
begründete demokratische Legitimation, zu 
stützen vermag? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 25. Oktober 


Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, daß zwischen 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung in der Bundes- 
republik Deutschland und dem gesellschaftspolitischen Ordnungs- 
system in der Deutschen Demokratischen Republik grundlegende 
Gegensätze bestehen. Sie finden nicht zuletzt auch in unterschied- 
lichen Wahlsystemen und deren Beurteilung ihren Niederschlag. 
Weder Wahlsystem und Wahlvorgang noch die Definition des 
Wortes Wahl in der DDR entsprechen unseren Wertvorstellun- 
gen. Diese Feststellung gehört zu den unterschiedlichen Auffas- 
sungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De- 
mokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, darunter zur 
Nationalen Frage, auf die in der Präambel des Vertrages über 
die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik vom 
21. Dezember 1972 hingewiesen wird. 

Im Grundlagenvertrag geben beide Staaten ihrem Willen Aus- 
druck, unbeschadet dieser unterschiedlichen Auffassungen nor- 
male, gutnachbarliche Beziehungen auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung als Beitrag zur Entspannung und Sicherheit in 
Europa und zum Wohle der Menschen in den beiden deutschen 
Staaten zu entwickeln. 

An dieser Auffassung hat sich von Seiten der Bundesregierung 
ebensowenig geändert wie an ihrer Auffassung über den Wahl- 
vorgang in der Deutschen Demokratischen Republik. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


54. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


In welcher Auflage und mit welchen Kosten 
wurde das Buch von Hans Matthöf er „Den 
unsterblichen Tiger am Schwanz gepackt'' ge- 
druckt, und wann an wie viele Personen 
kostenlos versandt? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 27. Oktober 


Das Taschenbuch „Hans Matthöfer, Reden und Interviews zur 
Kernenergie" wurde vom C. F. Müller- Verlag, Karlsruhe, als 
Band 28 der Reihe „Recht-Justiz-Zeitgeschehen" im August 1976 
veröffentlicht. Wie eine Vielzahl von Anfragen im Rahmen der 
Informationsaktion Kernenergie zeigt, besteht für diesen The- 
menbereich ein sehr großes Interesse in der Öffentlichkeit. Mit 
der Auslieferung an den Buchhandel und der kostenlosen Ver- 
teilung an interessierte Bürger und Multiplikatoren wurde un- 
mittelbar nach Fertigstellung begonnen. Diese Aktion ist noch 
nicht abgeschlossen. Von der 1. Auflage (300 000 Exemplare) wur- 
den vom Bundesministerium für Forschung und Technologie 
250 000 Taschenbücher gekauft. Für den Ankauf und die Vertei- 
lung (Kap. 30 05, 531 05) entstanden bis heute Kosten in Höhe 
von 187 792,20 DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


55. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, For- 
schungsaufträge an einzelne Angestellte von 
Forschungsinstitutionen zu erteilen, die so- 
dann als private Arbeitgeber von einzustellen- 
den Wissenschaftlern und sonstigen Mitarbei- 
tern auftreten, wobei die Mitbestimmung der 
in den Forschungsinstituten bestehenden Be- 
triebsräte ebenso umgegangen wird, wie die 
Kündigungsschutzvorschriften mangels Errei- 
chens der erforderlichen Mitarbeiterzahl außer 
Kraft gesetzt werden, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, dieser mißbräuchlichen Praxis 
Einhalt zu gebieten im Rahmen ihrer Einfluß- 
möglichkeiten auf die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft, um die sozialen Schutzrechte indi- 
vidueller und kollektiver Art auch im Bereich 
der Forschung für Arbeitnehmer aufrecht zu 
erhalten? 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5905 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 28. Oktober 1976 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die von der Deut- 
sehen Forschungsgemeinschaft (DFG) bezahlten Mitglieder in der 
Regel als Personal der Hochschule eingestellt werden sollen. 

Dementsprechend bestimmt das Hochschulrahmengesetz in § 25 
Abs. 4, daß die aus Drittmitteln — darunter fallen auch die Mittel 
der DFG — bezahlten hauptberuflichen Mitarbeiter als Personal 
der Hochschule eingestellt werden sollen. Die Regelung im ein- 
zelnen ist dem Landesrecht Vorbehalten. 

über die Einführung einer allgemeinen Drittmittelregelung für 
die in die wissenschaftlichen Hochschulen der Länder auf der 
Grundlage von ad-personam-Bewilligungen fließenden Förde- 
rungsmittel der DFG finden z. Z. Beratungen zwischen der DFG 
und der Kultusministerkonferenz (KMK) statt. Soweit gegenwär- 
tig noch Privatdienstverträge geschlossen werden, steht dies 
einer korporationsrechtlichen Eingliederung, die von der Bundes- 
regierung befürwortet wird, nicht entgegen. 

Das Hochschulrahmengesetz und die erwähnten Beratungen zwi- 
schen DFG und KMK betreffen allerdings nur die Forschungs- 
förderung in den Hochschulen. Ihre Frage bezieht sich offenbar 
hauptsächlich auf außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. Die 
Bewilligungen der DFG gehen jedoch nur zu einem sehr geringen 
Teil an solche Einrichtungen. Auch in diesem Fall würde die Bun- 
desregierung eine Drittmittelregelung, vergleichbar der für die 
Hochschulen, begrüßen. 

Es ist der Bundesregierung kein Fall bekannt, in dem die von der 
DFG geförderten Wissenschaftler Privatdienstverträge mit dem 
Ziel geschlossen hätten, die betriebliche Mitbestimmung und die 
Kündigungsschutz Vorschriften zu umgehen. Einer derartigen Pra- 
xis würde die Bundesregierung auch entschieden entgegentreten. 


Bonn den 30. November 1976 




